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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im Mai 2014 befand der Nationalrat als Erstrat über die Änderung des
Strassentransportunternehmens- und Verkehrsstrafrechts. Zwei Entwürfe wurden
behandelt. Zum einen lag ein Entwurf zum Bundesgesetz über die Zulassung als
Strassentransportunternehmen vor, welcher Rechtsgleichheit zwischen europäischen
und schweizerischen Transportunternehmen schaffen soll, indem Änderungen im EU-
Recht, die seit Inkrafttreten des Landverkehrsabkommens vorgenommen worden
waren, übernommen werden. Neu müssen Transportfahrzeuge bereits ab 3,5 t
Gesamtgewicht lizenziert werden. Transporteure ohne Bewilligung können neu weit
härter gebüsst werden. Zudem führt die Gesetzesänderung den Begriff des
Verkehrsleiters oder der Verkehrsleiterin ein: Diese Person leitet die
Verkehrstätigkeiten eines Strassentransportunternehmens dauerhaft und muss, damit
ein Unternehmen eine Bewilligung erhält, zuverlässig, finanziell leistungsfähig und
fachlich geeignet sowie vom Unternehmen angestellt sein und Wohnsitz oder Arbeitsort
in der Schweiz haben. Die nationalrätliche Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF-NR) beantragte eine Änderung der bundesrätlichen Vorlage:
Verkehrsleiter und Verkehrsleiterinnen sollen auch im Auftrag eines Unternehmens
handeln können, ein Angestelltenverhältnis soll nicht zwingend bestehen. Dabei darf
eine Verkehrsleiterin maximal für vier Unternehmen im Auftragsverhältnis tätig sein und
eine Fahrzeugflotte von insgesamt höchstens 50 Fahrzeugen leiten. Der Nationalrat
stimmte der Vorlage sowie dem Antrag seiner Kommission mit 129 zu 51 Stimmen zu,
wobei sämtliche Gegenstimmen aus der SVP-Fraktion kamen. Der zweite Entwurf in der
Vorlage galt einer Änderung des Bundesgesetzes über die Personenbeförderung. Die
bundesrätliche Vorlage enthielt die Rechtsgrundlage dafür, dass konzessionierte
Unternehmen Informationssysteme über Reisende ohne gültige Fahrausweise schaffen
dürfen. Die KVF-NR wollte diese so erweitern, dass der Branchenverband ein zentrales
Register führen darf. Eine Minderheit Trede (gps, BE) forderte, die Einträge in diesen
Registern seien schon nach einem, nicht erst nach zwei Jahren zu löschen, wenn die
Person die Zuschläge bezahlt hat und in dieser Zeit nicht erneut ohne gültigen
Fahrausweis unterwegs war. Der Nationalrat entschied mit 122 gegen 13 Stimmen für
den Antrag der Kommission und gegen die Minderheit Trede. Die Kommissionsmehrheit
beantragte weiter die Bestrafung des vorsätzlichen Bettelns oder der Anstiftung zum
Betteln in Bahnhöfen und Fahrzeugen des öffentlichen Verkehrs. Die bundesrätliche
Vorgabe enthielt nur die Bestimmung, dass Betteln entgegen den
Benützungsvorschriften bestraft werden kann. Eine Minderheit Binder (svp, ZH) wollte
zudem aufnehmen, dass bestraft wird, wer trotz Verpflichtung seine Identität nicht
bekanntgibt. Der Nationalrat entschied mit 113 zu 49 Stimmen für den Antrag der
Kommission und gegen die Minderheit Binder. In der Gesamtabstimmung nahm die
grosse Kammer die Vorlage mit 159 gegen 1 Stimme an. Die kleine Kammer befand in der
Herbstsession über die Vorlage und stimmte im ersten Entwurf (Bundesgesetz über die
Zulassung als Strassentransportunternehmen) dem Nationalrat einstimmig zu. Beim
zweiten Entwurf (Bundesgesetz über die Personenbeförderung) hielt sich der Ständerat
in der Frage des Bettelverbots an die bundesrätliche Vorlage: Die
Transportunternehmen sollen regeln, ob Betteln erlaubt sei oder nicht. Mit dieser
Abweichung vom Nationalrat nahm der Ständerat die Vorlage in der Gesamtabstimmung
einstimmig an. Der Nationalrat behob die Differenz im Bettelverbot, indem er sich der
Haltung von Bundesrat und Ständerat anschloss. In der Herbstsession 2014 stimmten
beide Kammern in der Schlussabstimmung beiden Gesetzen zu. 1
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1) AB NR, 2014, S. 636 ff.; AB NR, 2014, S.1623 f.; AB NR, 2014, S.1866.; AB SR, 2014, S. 717 f.; AB SR, 2014, S. 981.
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